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Durchsetzung einer restriktiven Ausländerpolitik 
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LANV-Stellungnahme zur Kneschaurek-Perspektivstudie 
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V e r .  an , n n  Der Liechtensteinische Arbeitnehmer-
r 7 "M'erband (LANV) hat in der letzten Aus­

gabe seines Verbandsorgans eine Stel-
ungnahme zu der von der Regierung in 
\uftrag gegebenen Studie «Analysen und 

^Perspektiven der liechtensteinischen p HWirtschaft bis 1990 unter besonderer Be-
n-ücksichtigung des Arbeitsmarktes» ver-

~ [ \ J  | |ijffent licht. Im Gegensatz zu den vom 
Jpt-Galler Zentrum fär Zukunftsfor-

chung (unter der Leitung von Prof. 
rancesco Kneschaurek) gezogenen 
chlussfolgerungen sieht der LANV die 
ukünftige Ausländerpolitik, und damit 
uch die eng damit verbundenen Wirt-
chaftsaussichten, in einer Zwischenlö-
ung von Variante 3 und 2, also zwischen 
er Reduktion der Ausländerquote auf 
;enau einen Drittel an der Gesamtbevöl­

kerung und der Stabilisierung der auslän­
dischen Wohnbevölkerung auf dem der­
zeit erreichten Niveau. 

Im Grunde genommen neigt der 
LANV, wie e r  in der  Stellungsnahme un­
umwunden zugibt, der  dritten Variante 
der Perspektivstudie zu. die als Lösungs­
möglichkeit mit de r  zu Beginn der  siebzi­
ger Jahre postulierten und 1980 in einer 
Verordnung festgelegten Begrenzung der 
Ausländerzahl auf einen Drittel überein­
stimmt. Den zwischen Variante 3 und 
Variante 2 bestehenden Spielraum (von 
derzeit etwa 5 Prozent Ausländer) be­
zieht der  LANV wohl deshalb in seine 

y Kompromissformel ein, weil «Personen 
filmit Aufenthaltsbewilligungen nicht aus 

dem Lande verwiesen werden sollen», 
(was im Falle einer rigorosen Durchset­
zung dieser Zielvorstellungen nach den 
Berechnungen von Prof. Kneschaurek 
ohne Zweifel nötwendig wäre. Der  

| |LANV-Vorstand bekräftigt hier die von 
ihm mehrmals vorgetragene Haltung, wo­
bei nicht auszuschliessen ist, dass mit die-
jser klar formulierten Stellungsnahme den 
[Scharfmachern in den eigenen Reihen 

ine Absage erteilt werden soll. Denn vor 
Jnicht allzu langer Zeit  hat die Metall-
Sektion des L A N V  in ultimativer Form 
eine strikte Beachtung der  Drittelsbe-
[grenzung verlangt, verbunden mit der  
Drohung, dass ansonsten eine Volksin­
itiative zur Durchsetzung dieser Forde­
rung lanciert werde. Gleichsam als Kon­
zession an diese Kräfte schreibt der 
LANV jedoch weiter, dass diese kompro­
missbereite Haltung keine Gültigkeit ha­
be bei Personen, «welche sich nicht an die 
[Gepflogenheiten unseres Landes halten 
joder gar Land und Leuten Schaden zu­
fügen.» 

Sicherung der Arbeitsplätze 
Bei der  Begründung seiner Stellungs-
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Hafer und Roggen 
teurer 

lAnhebung der Preise 
Iauf Kraftfuttermittel 

Auf  den 1. Januar  1983 hat  das Eidg. 
IVolkswirtschaftsdepartement (EVD)  ver-
jschiedene Preiszuschläge auf Futtermittel 
Jangepasst, welche automatisch auch für 
Idie L i e c h t e n s t e i n e r  Landwirte gel­
lten. Angehoben wurden die Preiszuschlä-
jge für Hafer und Roggen um zwei bezie­
hungsweise vier auf  26 beziehungsweise 
[29 Franken j e  100 Kilogramm, während 
[diejenigen für Mais und  Ölkuchen u m  2 
|bzw. 4 auf 27 bzw. 29 Franken (vorrats-
IPflichtige Ware)  gesenkt wurden. Abge-
[baut wurde auch de r  Preiszuschlag für 
Fischmehl, nämlich von 26 auf  20 Fran­
ken pro 100 kg. Im weiteren wurde eine 
Aufteilung de r  bisher einheitlichen Zoll­
position für Ölkuchen vorgenommen. 

[Danach werden laut E V D  die Importe 
von Erdnusskuchen in Zukunft  rnit einem 
gegenüber den übrigen Ölkuchen ver­

schiedenen Preiszuschlag belegt. Diese 
Aufteilung ist eine Folge de r  unterschied­
lichen Preisentwicklung, indem Erdnuss­
kuchen im Vergleich zu anderen Öl­
kuchen relativ billiger wurden.  

nähme führt d e r  LANV-Vorstand an ,  
dass sich der  Arbeitnehmerverband be-
wusst sei, dass die beantragte Lösungsva­
riante zu beachtlichen Härtefällen führen 
könne. Doch gehe es dem L A N V  letzt­
lich u m  den  Schutz de r  im Lande bereits 
ansässigen erwerbstätigen Bevölkerung 
und  - noch konkreter - um die Sicherung 
d e r  Arbeitsplätze für Einheimische. Die 
in den letzten Monaten sich entwickelnde 
Arbeitslosenrate in der  Schweiz und auch 
in unserem Lande hat  nach den Ausfüh­
rungen des L A N V  deutlich gezeigt, dass 
mit den Neuzulassungsbewilligungen von 
weiteren ausländischen Arbeitskräften 
die allergrösste Vorsicht unbedingt am 
Platze ist. Ausserdem stellt der  LANV 
fest, dass eine in sich wirksamere restrik­
tive Zulassungspolitik von Ausländern 
auch in Hinsicht auf die Erhaltung der  
liechtensteinischen Eigenstaatlichkeit un­
bestritten als tunlichst erscheinen muss.» 
Umverteilung der Arbeitskräfte 

In der  Perspektivstudie, die sich mit 
einem Zeitraum von zehn Jahren befasst, 
wird mit einem deutlichen Arbeitskräfte­
mangel bis 1990 gerechnet, sofern eine 
restriktive Ausländerpolitik eingehalten 
oder  durchgesetzt wird. U m  den daraus 
resultierenden, angespannten Arbeits­
markt, der  in de r  Studie mit teilweise 

drastischen Begleiterscheinungen für die 
Gesamtwirtschaft geschildert wird, eini-
germassen begegnen zu können, schlägt 
de r  LANV eine Umverlagerung de r  A r ­
beitskräfte vor. Eine derartige Umvertei­
lung könne dadurch in die Wege geleitet 
werden, dass mit gesamtarbeitsvertragli­
chen Regelungen in allen Wirtschaftssek­
toren de r  heutigen Zeit angepasste Lohn-
und Arbeitsbedingungen hergestellt wür­
den. Mit dieser attraktiveren Gestaltung 
des Arbeitsplatzangebotes sollte es nach 
Ansicht des L A N V  möglich sein, auch in 
den heute noch nachhinkenden Sparten 
de r  liechtensteinischen Wirtschaft zum 
mindesten einen Teil des benötigten Per­
sonals auf  dem inländischen Arbeits­
markt zu finden. Die Kneschaurek-Studie 
befürchtet bei einem stark angespannten 
Arbeitsmarkt strukturelle Verzerrungen 
und eine Konzentration der  Wirtschaft, 
was nichts anderes bedeutet als die un­
liebsame Tatsache, dass weniger starke 
Betriebe und  Branchen zum Aufgeben 
gezwungen werden - eine Situation, die 
zumindest tendenziell zur Zeit der  Hoch­
konjunktur in den siebziger Jahren vor­
handen war  und nur  durch verstärkten 
Zuzug von ausländischen Arbeitskräften 
verdeckt werden konnte.  

Grenzgänger aus der Schweiz 
Eine weitere Massnahme, um das Pro­

blem de r  Arbeitskräfte ohne zusätzliche 
Überfremdung zu lösen, erachtet der 
LANV als möglich: Sollte sich die gesam­
te wirtschaftliche Lage im industriellen 
Bereich, insbesondere in de r  Maschinen-
und Metallindustrie, entgegen den mo­
mentanen Aussichten schon kurzfristig in 
Richtung Arbeitskräftemangel ändern,  so 
könnten - im Gegensatz zur Prof. Kne­
schaurek - aus dem Räume des benach­
barten St. Galler Rheintals notfalls 
Grenzgänger rekrutiert werden. Die  Per­
spektivstudie hatte einen vermehrten 
Einsatz von Grenzgängern als «volkswirt­
schaftlichen Leerlauf» bezeichnet, und 
vor einem Rückgriff auf  diese Massnah­
me zur Kompensation von Ungleichge­
wichten auf dem einheimischen Arbeits­
markt gewarnt. Zwar profitiere die Wirt­
schaft von ihrer Arbeit ,  die schlussend­
lich eine erhöhte Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen erlaube, abe r  die 
daraus entstandene zusätzliche Wert­
schöpfung (in Form von Einkommen) 
werde grösstenteils nicht im Inland, son­
dern im Ausland ausgegeben und inve­
stiert. Ausserdem weisen Grenzgänger­
ströme den Makel - und zwar egal ob  sie 
aus Vorarlberg stammen oder  aus der 
Schweiz - einer starken Mobilität auf, die 
sich schnell auf die eine oder  andere Seite 
verlagern könne. ( G . M . )  

Die drei Varianten der Ausländerpolitik 
Angesichts des  überdurchschnittlich 

grossen Anteils der  Ausländer - mehr  
als ein Drittel der  Wohnbevölkerung 
und mehr  als die Hälfte der  Erwerbstä­
tigen - hat  Prof. Kneschaurek in seiner 
Perspektivstudie drei Varianten de r  
Ausländerpolitik auf  ihre arbeitsmarkt-
lichen Konsequenzen untersucht, da  
nach seiner Ansicht jegliche Bevölke­
rungsperspektive entscheidend von de r  
zukünftigen Ausländerpolitik abhängt.  
Die drei Varianten sollen jedoch nicht 
als Prognosen oder  Zielvorstellungen 
aufgefasst werden, sondern sind als Al-
ternativen-Spektrum für künftige Ent­
scheidungsgrundlagen gedacht. 

Variante 1 
Fortsetzung de r  in den siebziger Jah­

ren gehandhabten Ausländerpolitik. 
A u s  volkswirtschaftlichen Gründen wä­
re die Fortführung der  früheren Aus­
länderpolitik ohne die in der  Verord­
nung von 1980 festgelegten Begrenzung 
d e r  Ausländerzahl und ohne die Sus­

pendierung des schweizerisch-liechten­
steinischen Freizügigkeitsabkommens 
von 1981 die beste Lösung. Die Nach­
frage wird nach der  Studie aber  auch 
bei dieser Variante einen leichten 
Überschuss aufweisen und damit zu 
einer allgemeinen Anspannung auf 
d e m  Arbeitsmarkt führen. 

Variante 2 
Stabilisierung der  ausländischen 

Wohnbevölkerung auf d e m  derzeit er­
reichten Niveau. Mit dieser Variante 
wäre eine Reduktion der  Jahresaufent­
halter von etwa 3700 auf  rund 1700 
verbunden. Nach Prof. Kneschaurek 
müsste man sich dabei zwischen be­
scheideneren Wachstumsansprüchen 
und negativen Auswirkungen eines 
Nachfrageüberschusses auf  dem A r ­
beitsmarkt entscheiden müssen. Hinzu 
kommen nach der  Studie die Nachteile 
eines erhöhten Zugriffs auf Grenzgän­
ger. Mit einer Grenzgängerquote von 
etwa 32 Prozent würden bei diesem 
zweiten Modell die Grenzen des volks­

wirtschaftlich vertretbaren Grenzgän­
gereinsatzes überschritten. 

Variante 3 
Erreichung einer Ausländerquote 

von genau einem Drittel an de r  Ge ­
samtbevölkerung bis 1990. Diese Va­
riante würde nach Ansicht von Prof. 
Kneschaurek die liechtensteinische 
Wirtschaft in grosse Schwierigkeiten 
bringen. Die Jagd nach den immer 
knapper werdenden Arbeitskräften 
führten zu unvertretbaren Anspannun­
gen der  Volkswirtschaft mit strukturel­
len Verzerrungen, Wirtschaftskonzen­
tration und Inflation. Die Drittelgrenze 
würde eine Reduktion der  Jahresauf­
enthalter von 3700 auf  etwa 1050 innert 
zehn Jahren erfordern, was nur durch 
einen vermehrten Rückgriff auf  Grenz­
gänger (auf eine Quote  von 35 Prozent) 
kompensiert werden könnte. Nach An­
sicht von Prof. Kneschaurek muss diese 
dritte Variante als sinnvolle Alternati­
ve ausscheiden. 

Jubiläumsjahr des Stefanuskreis Liechtenstein 

Verstärkte Fortsetzung der Bildungsarbeit 
Zielsetzung auch 1983: Verantwortung in Kirche und Staat 

Der Stefanuskreis Liechtenstein (Obmann Walter Gstöhl, Balzers) kann in diesen 
Tagen auf das wohl bewegteste Jahr seiner 20jahrigen Geschichte zurückblicken. Es 
war geprägt von verschiedenen Höhepunkten, die zweifellos auch die Zukunft dieses 
Kreises mitprägen werden. Auch 1983 soll die Bildungsarbeit verstärkt fortgesetzt 
werden, damit die Zielsetzung des Stefanuskreises in Liechtenstein, nämlich ein 
hohes Mass an Verantwortung in Kirche und Staat zu übernehmen, noch besser 
verwirklicht werden kann. Rückblickend auf das Jubiläumsjahr sind drei Höhepunkte 
zu nennen: So war es einmal die Stellungnahme zu Händen der Fürstlichen Regierung 
zum neuen FL-Strafgesetzbuch, zum anderen, das 20jährige Bestehen mit der Jubi­
läumstagung auf Buqg Gutenberg mit rund 250 Gästen aus der Bundesrepublik 
Deutschland, Österreich, der Schweiz und Liechtenstein, welches dem Stefanuskreis 
eine grössere Publizität eingebracht hat und zum dritten, die Jubiläumsspende der 
Liechtensteiner Freunde an den Aufbau der Stefanus-Gemeinschaft im Tirol. 

I S I P i l P  

Turbulentes Rennen 
Andi auf Rang 3 

Dieser Slalom in Parpan wird wohl in 
die Geschichte des Weltcups eingehen! 
Nach diversen Protesten und Disqualifi­
kationen stand das offizielle Klassement 
erst zwei Stunden nach Rennschluss fest. 
Die führenden Ingemar Stenmark und 
Paul Frommelt wurden aufgrund eines 
Torfehlers (mit den neuen Kippstangen 
schwer zu erkennen) disqualifiziert. So 
siegte Steve Mahre vor Jacques Lüthy 
und Andi Wenzel, de r  ebenfalls Protest 
einlegte. Warum und Näheres über  das 
dramatische Rennen im Sportteil (S. 7). 

Christliche Grundwerte im Staat 
Schwerpunktmässig war das erste 

Halbjahr  de r  Erarbeitung einer Stellung­
nahme zum neuen FL-Strafgesetzbuch an 
die Fürstliche Regierung reserviert. Mit 
Grundsatzreferaten von Dekan  Franz 
Näscher zum Thema:  «Die christlichen 
Grundwerte  im Staat» und von DrTjur .  
Herber t  Wille über: «Die Reform des 
Liechtenst. Strafgesetzes» wurde de r  
Grundstock für die Diskussionen in Ar­
beitsgruppen gelegt. Wegen der  grossen 

Stoffülle konnten wir das komplexe The­
m a  nur  schwerpunktmässig verschaffen. 
Strafmass und  Geldstrafen, Abtreibung,  
Schutzalter 14 Jahre, Gewerbsmässige 
Unzucht und der  Schutz d e r  Familien wa­
ren diese Schwerpunkte, die  uns  reichli­
chen Diskussionsstoff boten.  Es  bleibt zu  
hoffen, dass unsere Überlegungen, die 
wir zusammen mit Ehefrauen und  weite­
ren interessierten Personen erarbeiteten, 
in die endgültige Fassung eingebracht 
werden. Wir danken der  Fürstlichen Re­

gierung für  das uns entgegengebrachte 
Vertrauen.  

Polen und übrige Welt 
Erneut  waren die Tagungen, die sich 

politischen Themen widmeten, aktuell 
und  interessant. Dr.  Hans Rudolf Böckli, 
Belp, sprach zum Thema:  «Das Schicksal 
des polnischen Volkes» und gab einen 
umfassenden Überblick über den  ge­
schichtlichen Werdegang des polnischen 
Staates und den verschiedenen Teilun­
gen. E r  verstand es aber  auch die gegen­
wärtige Situation zu analysieren und  ver­
suchte das Geschehen einzuordnen. Mit 
G r a f  Josef  Hubert  von Neipperg sprach 
dann ein zweiter Referent zu einem poli­
tischen Thema. Mit seinem hervorragen­
den  und aussergewöhnlichen Geschichts­
wissen verstand e r  es, das Weltgeschehen 
einzuordnen und zu deuten. In seiner 
«Tour d'horizon» streifte e r  die wichtig­
sten Krisenherde de r  Welt und stellte das 
Geschehen in einen übergeordneten Rah­
men,  dem Wollen und Wünschen de r  
Weltmächte. Im Rahmen einer ör ien t ie -

(Forlsetzung auf Seite 2 )  

Boden als 
Wertanlage 
Die Gemeinde Schaan 
kaufte drei Bauplätze 

Unbestritten zählt Grund und 
Boden, besonders in unserem klei­
nen Land, zu den beständigsten 
Wertanlagen für die Zukunft. Vor 
allem die Gemeinden unternehmen 
in dieser Richtung seit Jahren einige 
Anstrengungen, um ihren - meist 
relativ kleinen Bodenbesitz - zu 
vergrössern, damit der  Spielraum 
für Eintauschmöglichkeiten (Förde­
rung des  sozialen Wohnungsbaues) 
ausgeweitet werden kann. So ist es  
beispielsweise de r  Gemeinde 
Schaan Ende  vergangenen Jahres  
gelungen, nach einstimmigen Be­
schlüssen im Gemeinderat,  zwei 
herrlich gelegene Plätze käuflich zu 
erwerben. Beide Parzellen liegen 
westlich de r  Gafosstrasse und süd­
lich der  Steinegerta-Strasse. Die 
bisherigen Besitzer verkauften die­
sen Boden zum Nettopreis von 1050 
Franken pro  Klafter den unteren 
und 1100 Franken den oberen, ein­
mal mit 568,5 Klaftern und einmal 
mit 682,5 Klaftern. Die Investitio­
nen für  die Gemeinde belaufen sich 
für  beide Grundstücke auf etwa 1,3 
Millionen Franken. 

Auch diese Plätze sind gedacht 
als wertvolle Boden- und Wertre­
serve für die Zukunft .  

Ein kleinerer Bauplatz von 184-
Klaftern zu 600 Franken das Klafter 
konnte die Gemeinde im Pardiel, 
ungefähr in de r  Mitte zwischen 
Zollstrasse und Bahnlinie (südlich 
d e r  Garaga Wenaweser) erwerben.  
D a  die Gemeinde gleich daneben 
eine Parzelle besitzt-, ist auch hier 
ein schöner Bauplatz als Reserve 
vorhanden.  


